
-

-
- -

-
-

-

-
-

-
-

-

-

-
-

- -

-
-

k 

Düsseldorf 
Nähe trifft Freiheit 

Amtliche Bekanntmachungen 
Ausgabe Nr. 36, 
7. September 2019 

74. Jahrgang 

Planfeststellungsverfahren nach § 68 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und 
einschl. integrierter Prüfung der Umweltverträglichkeit nach § 3 ff. des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) für die 
Ertüchtigungsmaßnahme des linken Rhein-Rückstaudeiches an der Itter 
Der Bergisch-Rheinische Wasserverband hat für 
die o.a. Ertüchtigungsmaßnahme die Durchfüh
rung eines Planfeststellungsverfahrens nach 
§ 68 WHG i. V. m. §§ 72 ff Verwaltungsverfah
rensgesetz (VwVfG NRW) beantragt. Im Rah
men dieses Planfeststellungsverfahrens findet 
ein Anhörungsverfahren nach § 73 VwVfG NRW 
statt. 

Daneben besteht zur Verwirklichung des Vorha
bens die Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) nach dem 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG). Die UVP ist unselbständiger Teil des 
Planfeststellungsverfahrens §§ 4, 15 ff UVPG. 

Der für die Ertüchtigungsmaßnahme betroffene 
Teil der Itter befindet sich zwischen den beiden 
Düsseldorfer Stadtteilen Benrath und Urden
bach, etwa 750 m oberstrom der Mündung der 
Itter in den Rhein. Im Norden des Planungsge
bietes befindet sich das Schloss Benrath und der 
zugehörige Schlosspark, im Südwesten befindet 
sich getrennt von einer Grünfläche die „Senio
renresidenz Haus Schlosspark“. Der zu ertüchti
gende Deich befindet sich in Fließrichtung links 
der Itter zwischen Gewässer- km 0+750 bis 
0+970 und schließt jeweils ober- und unter
strom an ein Hochufer an. 

Das Planungsziel der Deichertüchtigungsmaß
nahme umfasst die Anpassung der vorhandenen 
Hochwasserschutzanlagen an die allgemein 
anerkannten Regeln der Technik und setzt sich 
aus folgenden Teilzielen zusammen: 

–	 Sicherstellung des Hochwasserschutzes bis 
auf eine Höhe von 41,03 mNN 

–	 Herstellung eines Freibords von 1,0 m bis zur 
Kote 42,03 mNN 

–	 Sicherstellung der Standsicherheit und 
Gebrauchstauglichkeit 

Im Rahmen der Deichertüchtigungsmaßnahme 
ist auch die Anlage eines Unterhaltungs- und 
Verteidigungsweg vorgesehen. 

Neben der zuvor genannten Deichertüchti
gungsmaßnahme beinhaltet der Genehmigungs
antrag auch den Neubau des Abschlagsbauwer
kes zur Alten Itter. 

Die vollständigen Antragsunterlagen enthalten 
insbesondere: 

– Genehmigungsantrag nebst Erläuterungsbe
richt mit Lageplänen 

– Technische Planung 
– Geotechnisches Gutachten 
– Tragwerksplanung und statische Nachweise 
– Hydraulische Nachweise 
– Umweltverträglichkeitsstudie 
– FFH-Verträglichkeitsstudie 
– Spezielle Artenschutzrechtliche Prüfung 
– Landschaftspflegerischer Begleitplan 
– Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung 
– Fachbeitrag Kampfmittel 
– Vorstudien zur Festlegung des Freibords und 

der Hochufer 

Die Planunterlagen einschließlich des eingear
beiteten UVP-Berichts liegen für die Dauer eines 
Monats in der Zeit 

vom 09.09.2019 – 08.10.2019 einschließlich 

im Umweltamt der Stadtverwaltung Düsseldorf, 
Raum 615, Brinckmannstraße 7, 
40225 Düsseldorf während folgender Dienst­
zeiten zu jedermanns Einsicht aus: 

Montag bis Donnerstag 
von 08:00 Uhr – 16:00 Uhr 
Freitag 
von 08:00 Uhr – 13:00 Uhr 

Zudem wird der Inhalt dieser Bekanntmachung 
sowie die Antragsunterlagen auf der Internetsei­
te der Bezirksregierung Düsseldorf unter dem 
Link www.brd.nrw.de unter der Rubrik „Aktuelle 
Offenlagen“ öffentlich zugänglich gemacht. 
Maßgeblich ist jedoch der Inhalt der zur Einsicht 
ausgelegten Unterlagen (§ 27a Abs. 1 VwVfG 
NRW). 

1. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben 
berührt werden, kann bis spätestens einen 
Monat nach dem Ende der Auslegungsfrist, 
d.h. bis einschließlich 08.11.2019, schriftlich 
oder zur Niederschrift bei der o.a. Ausle
gungsstelle oder bei der Bezirksregierung 
Düsseldorf, Dezernat 54.04, Cecilienallee 2, 
40474 Düsseldorf (unter Angabe des Akten
zeichens 54.04.01.26-Ittermündung) Ein
wendungen erheben. Gleiches gilt für die 
Vereinigungen im Sinne von § 73 Absatz 4 
Satz 5 VwVfG NRW. 

Die Einwendung muss den geltend gemach-
ten Belang und das Maß seiner Beeinträchti­
gung erkennen lassen. Nach Ablauf dieser 
Einwendungsfrist sind Einwendungen ausge­
schlossen, die nicht auf besonderen privat­
rechtlichen Titeln beruhen (§ 73 Abs. 4 Satz 
3 VwVfG NRW). 

2. Alle Einwendungen müssen eine Adressan­
gabe aufweisen und persönlich unterschrie
ben sein. Vertreter von Einwendungsführern 
haben ihre Berechtigung durch Vorlage einer 
schriftlichen Vollmacht nachzuweisen. 

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Per­
sonen auf Unterschriftslisten unterzeichnet 
oder in Form vervielfältigter gleichlautender 
Texte eingereicht werden (gleichförmige 
Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift 
versehenen Seite ein Unterzeichner mit 

http:www.brd.nrw.de
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Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der 
übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. Ande­
renfalls können diese Einwendungen unbe­
rücksichtigt bleiben. 

3.	 Erhobene Einwendungen gegen den Plan 
werden in einem gesonderten Termin münd­
lich erörtert (Erörterungstermin). Der Erörte­
rungstermin wird ortsüblich bekannt 
gemacht und ist nicht öffentlich. 

Diejenigen, die Einwendungen erhoben 
haben, werden von dem Termin besonders 
benachrichtigt. 

Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzu­
nehmen, können diese durch öffentliche 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Bezirks­
regierung Düsseldorf und in örtlichen Tages­
zeitungen benachrichtigt werden. 

Eine Vertretung durch einen Bevollmächtig­
ten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist 
durch eine schriftliche Vollmacht nachzu­
weisen, die zu den Akten der verfahrensfüh­
renden Behörde zu geben ist. 

Bei Ausbleiben eines Beteiligten in einem 
Erörterungstermin kann auch ohne ihn ver­
handelt werden. 

Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss 
des Erörterungstermins beendet. 

4.	 Durch die Einsichtnahme in die Planunterla­
gen, Erhebung von Einwendungen, Teilnah­
me am Erörterungstermin oder Vertreterbe­
stellung entstehende Kosten werden nicht 
erstattet. 

5.	 Entschädigungsansprüche, soweit über sie 
nicht in der Planfeststellung dem Grunde 
nach zu entscheiden ist, werden nicht in 
dem Erörterungstermin, sondern in einem 
gesonderten Entschädigungsverfahren 
behandelt. 

6. Über die Einwendungen wird nach 
Abschluss des Anhörungsverfahrens durch 
die Planfeststellungsbehörde entschieden. 
Die Zustellung der Entscheidung (Planfest­
stellungsbeschluss) über die Einwendungen 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt 
werden kann, wenn mehr als 50 Zustellun­
gen vorzunehmen sind. 

7.	 In Bezug auf die UVP-Pflicht für das bean­
tragte Vorhaben wird im Weiteren auf Fol­
gendes hingewiesen: 

a.	 Die für das Verfahren zuständige Behörde 
und die für die Entscheidung über die 
Zulässigkeit des Vorhabens zuständige 
Behörde ist die Bezirksregierung Düssel­
dorf, Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf. 

b. Über die Zulässigkeit des Vorhabens wird 
durch Planfeststellungsbeschluss ent­
schieden. 

c.	 Der Inhalt dieser Bekanntmachung und 
der nach § 19 Abs. 2 UVPG auszulegen­
den Unterlagen ist zusätzlich über das 
zentrale Internetportal (§ 20 UVPG) unter 

dem Link www.uvp-verbund.de/nw 
zugänglich. Maßgeblich ist der Inhalt der 
zur Einsicht ausgelegten Unterlagen 
(§ 20 Abs. 2 UVPG). 

d. Die Anhörung zu den ausgelegten Plan
unterlagen ist auch die Einbeziehung der 
Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkun­
gen des Vorhabens gem. § 18 UVPG. 

-

Düsseldorf, den 22.08.2019 
Bezirksregierung Düsseldorf 
-54.04.01.26-Ittermündung-

Im Auftrag 
gez. Haarmann 

Ungültige 
Dienstausweise 
Die nachfolgend aufgeführten, von der Feuer­
wehr ausgestellten Dienstausweise sind in 
Verlust geraten und werden hiermit für ungültig 
erklärt: 

Name Ausweis­
nummer 

ausgestellt 
am 

Böhm, Daniel 0066/14 01.12.2014 

Holzschneider, 
Paul 0100/18 17.12.2018 

Lausberg, 
Gottfried 0075/14 02.12.2014 

gez. Westphal 

Öffentliche Sitzungen 
Haupt- und Finanzausschuss 
Montag, 9. September, 15 Uhr 
Rathaus, HFA-Saal, Marktplatz 1, 
Erdgeschoss 
Schriftführerin: Stefanie von Halen, 
Tel: 89-99890 

Ausschuss für Gleichstellung 
Dienstag, 10. September, 15 Uhr 
Rathaus, Sitzungssaal, Marktplatz 2, 
1. Etage 
Schriftführerin: Maja Dayaghi, 
Tel: 89-93602 

Bezirksvertretung 5 
Dienstag, 10. September, 17 Uhr 
Kaiserswerther Rathaus, 
Kaiserswerther Markt 23, Sitzungssaal 
Schriftführer: Günter Gläser, 
Tel: 89-93019 

Integrationsrat 
Mittwoch, 11. September, 16 Uhr 
Jüdische Gemeinde, Zietenstraße 50, 
40476 Düsseldorf 
Alle Besucher müssen sich am Eingang 
durch Ausweispapiere ausweisen. 
Schriftführerin: Claudia Westhoff, 
Tel: 89-93527 

Bezirksvertretung 6 
Mittwoch, 11. September, 17 Uhr 
Münsterstraße 519, 1. Etage, Sitzungssaal 
Schriftführerin: Christiane Hußmann, 
Tel: 89-93701 

Jugendrat 
Donnerstag, 12. September, 18.30 Uhr 
Rathaus, Sitzungssaal, Marktplatz 2, 
1. Etage 
Schriftführerin: Isabelle Lange, 
Tel: 89-96457 

Bezirksvertretung 9 
Freitag, 13. September, 16 Uhr 
Benrather Rathaus, Benrodestraße 46, 
1. Etage, Sitzungssaal 
Schriftführer: Wolfgang Wirtz, 
Tel: 89-97127 

www.uvp-verbund.de/nw
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Widmung von Straßen 
Gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes 
NW vom 28.11.1961 (GV NW S. 305) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.1995 
(GV NW S. 1028) wird die unten näher bezeich­
nete Verkehrsfläche dem öffentlichen Verkehr 
gewidmet. 

Norderneyweg  
(Gemarkung Rath, Flur 7, Flurstück 522)  

Norderneyweg, von Auf den Geisten in  
südliche Richtung, inklusive Wendeplatz,  
insgesamt ca. 109 m, Gemeindestraße, unbe­
schränkt.  
Ein entsprechender Plan kann während der  
Dienststunden,  

montags bis donnerstags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
sowie 

freitags 
in der Zeit von 8.00 Uhr bis 13.00 Uhr 

beim Amt für Verkehrsmanagement 
Auf´m Hennekamp 45 
10. Etage, Zimmer 10.05 

eingesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen die Widmung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben 
werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht 
Düsseldorf (Bastionstraße 39, 40213 Düssel­
dorf) zu erheben. 

Der Oberbürgermeister 
Amt für Verkehrsmanagement 

Einziehung von Straßen 
Die Lewittstraße (Gemarkung Heerdt, Flur 11, 
Flurstück 1171) ist heute uneingeschränkt dem 
öffentlichen Verkehr gewidmet. 

Es ist vorgesehen, zukünftig eine Teilfläche aus 
dem oben genannten Flurstück zu veräußern. 
Der Personen-und Radverkehr kann weiterhin 
durch die alte Lewittstraße bis Schorlemerstra­
ße geführt werden. 

Die Absicht der Einziehung wurde gem. § 7 
Abs. 4 des Straßen- und Wegegesetzes 
NW vom 28.11.1961 (GV NW S. 305) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.1995 
(GV NW S. 1028) im Düsseldorfer Amtsblatt 
Nr. 21 vom 25.05.2019 bekannt gemacht. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben wer­
den. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht 
Düsseldorf (Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf 
erhoben werden. 

Der Oberbürgermeister 
Amt für Verkehrsmanagement 

Öffentliche Zustellungen 
Ordnungsamt: 

des Bescheides 5329 0005 0251 7999 SB 14 
vom 18.06.2019 an Marie Krispin, Gerhart­
Hauptmann-Straße 3, 40670 Meerbusch 

des Bescheides 5327 0005 1185 7568 SB 52 
vom 12.07.2019 an Jacopo Cimarelli, 
Via Peloni 2, 51016 Montecatini Terme, Italien 

des Bescheides 5329 0005 0257 1250 SB 54 
vom 24.06.2019 an Sefa Calgan, 
Am Sonnenschein 52 A, 42109 Wuppertal 

des Bescheides 5329 0005 0253 0421 SB 11 
vom 03.07.2019 an Ilona Gabriele Elisabeth 
Charlotte Bernards, Ricarda-Huch-Straße 3 B, 
45772 Marl 

des Bescheides 5327 0005 1190 9177 SB 19 
vom 19.08.2019 an Matthias Kramer, 2.tes OG, 
Gertrudisstraße 3, 45659 Recklinghausen 

des Bescheides 5329 0005 0264 0227 SB 121 
vom 22.08.2019 an Yusuf Tadlaoui, 
Am Pfaffenbusch 10, 40627 Düsseldorf 

des Bescheides 5329 0005 0261 9350 SB 112 
vom 07.08.2019 an Liliana-Christina Cremer, 
Engelshöhe 67, 42329 Wuppertal 

des Bescheides 5327 0005 1093 3678 SB 118 
vom 30.08.2019 an Konstantin Milles, 
Am Mühlenkamp 8, 41849 Wassenberg 

Die Bescheide können beim Ordnungsamt der 
Landeshauptstadt Düsseldorf, Erkrather Str 1-3, 
40233 Düsseldorf, Zimmer 110 eingesehen, bzw. 
in Empfang genommen werden. 

Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen in 
Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können. 

Amt für Soziales  
– Hilfen zur Gesundheit –  

des Bescheides 50/22-10-12 vom 25.07.2019 
an Hristova, Rayna, zuletzt wohnhaft: 
Langerstraße 2, 40233 Düsseldorf 

des Bescheides 50/22-10-12 vom 08.08.2019 
an Gooren, Richard, zuletzt wohnhaft: 
Völklinger Straße 24, 40221 Düsseldorf 

des Bescheides 50/22-10-15 vom 08.08.2019 
an Manu, Alfred, ohne festen Wohnsitz, 
40000 Düsseldorf 

des Bescheides 50/22-10-15 vom 12.08.2019 
an Stalka, Jerry, ohne festen Wohnsitz, 
40000 Düsseldorf 

des Bescheides 50/22-10-15 vom 13.08.2019 
an Magryta, Darius Macirj, ohne festen Wohn­
sitz, 40000 Düsseldorf 

Die Bescheide können beim Amt für Soziales – 
Fachbereich Hilfen zur Gesundheit – der Lan­
deshauptstadt Düsseldorf, Willi-Becker-Allee 8, 
40227 Düsseldorf, eingesehen bzw. in Empfang 
genommen werden. 

Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen in 
Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können. 

Amt für Einwohnerwesen 
– Straßenverkehrsamt – 

der Ordnungsverfügung vom 19.07.2019, 
Aktenzeichen 33/53 – 375/19 (4223) 
an Herrn Deniz Köysüren, zuletzt wohnhaft: 
Justus von Effenstraat 177, 3027 TH Rotter­
dam/ Niederlande. 

Die Ordnungsverfügung kann beim Amt für Ein­
wohnerwesen, Abteilung Straßenverkehrsamt ­
Fahrerlaubnisbehörde - der Landeshauptstadt 
Düsseldorf, Höherweg 101, 40233 Düsseldorf, 
eingesehen bzw. in Empfang genommen wer­
den. 

Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen in 
Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können. 

Amt für Einwohnerwesen 
– Straßenverkehrsamt – 

der Ordnungsverfügung vom 06.08.2019,  
Aktenzeichen 33/53 – 391/19 (8120)  
an Herrn Pablo Vertongen, zuletzt wohnhaft:  
Hoogsteenveld 38,  
B-9473 Denderleeuw/Belgien.  

Die Ordnungsverfügung kann beim Amt für Ein­
wohnerwesen, Abteilung Straßenverkehrsamt ­
Fahrerlaubnisbehörde - der Landeshauptstadt 
Düsseldorf, Höherweg 101, 40233 Düsseldorf, 
eingesehen bzw. in Empfang genommen wer­
den. 

Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen in 
Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können. 
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Jahresabschluss der SWD Städt. Wohnungs-Verwaltungs-GmbH Düsseldorf 
Die Gesellschafterversammlung der SWD Städt. Wohnungs-Verwaltungs-GmbH Düsseldorf hat am 12.07.2019 den Jahresabschluss zum 31.12.2018 mit  
Lagebericht festgestellt und beschlossen, den Jahresüberschuss in Höhe von 1.403,96 € für das Geschäftsjahr 2018 auf neue Rechnung vorzutragen.  

Jahresabschluss und Lagebericht liegen im Verwaltungsgebäude in Düsseldorf, Witzelstraße 54/56, zur Einsichtnahme aus.  

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes beauftragte Deloitte Deutsche Baurevision GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  
hat am 17. Juni 2019 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES 
UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die SWD Städt. Wohnungs-Verwaltungs
GmbH Düsseldorf, Düsseldorf 

-

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der SWD Städt. 
Wohnungs-Verwaltungs-GmbH Düsseldorf, 
Düsseldorf, – bestehend aus der Bilanz zum 31. 
Dezember 2018 und der Gewinn- und Verlust­
rechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2018 sowie dem Anhang, 
einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs­
und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber 
hinaus haben wir den Lagebericht der SWD 
Städt. Wohnungs-Verwaltungs-GmbH Düssel­
dorf, Düsseldorf, für das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar bis zum 31. Dezember 2018 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

–	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in 
allen wesentlichen Belangen den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handels­
rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ord­
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli­
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft 
zum 31. Dezember 2018 sowie ihrer Ertrags­
lage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2018 und 

–	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insge­
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chan­
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, 
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab­
schlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus­
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut­
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss­
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist 
im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss­
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver­
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von 
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim­

mung mit den deutschen handelsrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen 
Vertreter für den Jahresabschluss 
und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich 
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten­
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch­
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent­
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner 
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die internen Kontrollen, die sie in Überein­
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord­
nungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah­
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeab­
sichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind 
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, 
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach­
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver­
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs­
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter­
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei­
ten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver­
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe­
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab­
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetz­
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref­
fend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Ver­
treter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lage­
berichts in Übereinstimmung mit den anzuwen­
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht 
erbringen zu können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen 
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, 
der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an 
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü­
fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge­
führte Prüfung eine wesentliche falsche Darstel­
lung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön­
nen aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultie­
ren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn vernünftigerweise erwartet werden könn­
te, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lage­
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entschei­
dungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes 
Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

–	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken 
wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab­
sichtigter – falscher Darstellungen im Jahres­
abschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs­
nachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs­
urteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentli­
che falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtig­
te Unvollständigkeiten, irreführende Darstel­
lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 

–	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für 
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan­
ten internen Kontrollsystem und den für die 
Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkeh­
rungen und Maßnahmen, um Prüfungshand­
lungen zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht 
mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksam­
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keit dieser Systeme der Gesellschaft abzuge­
ben. 

–	 beurteilen wir die Angemessenheit der von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver­
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre­
tern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben. 

–	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungs­
grundsatzes der Fortführung der Unterneh­
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh­
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe­
richt aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweili­
ges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir zie­
hen unsere Schlussfolgerungen auf der 
Grundlage der bis zum Datum unseres Bestä­
tigungsvermerks erlangten Prüfungsnachwei­
se. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenhei­
ten können jedoch dazu führen, dass die 

Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann. 

–	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jah­
resabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhält­
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver­
mittelt. 

–	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts 
mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent­
sprechung und das von ihm vermittelte Bild 
von der Lage der Gesellschaft. 

–	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins­
besondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ablei­
tung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü­
fungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga­
ben sowie zu den zugrunde liegenden 

Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht 
ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 
dass künftige Ereignisse wesentlich von 
den zukunftsorientierten Angaben abwei­
chen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver­
antwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ­
lich etwaiger Mängel im internen Kontroll­
system, die wir während unserer Prüfung fest­
stellen. 

Düsseldorf, den 17. Juni 2019 

Deutsche Baurevision GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft“ 

Düsseldorf, 15. Juli 2019 

SWD Städt. Wohnungs-Verwaltungs-GmbH 
Düsseldorf 
DIE GESCHÄFTSFÜHRUNG 

Dr. Heinrich Labbert 
Dr. Eva-Maria Illigen-Günther 

Jahresabschluss der SWD Städt. Wohnungsgesellschaft 
Düsseldorf mbH & Co. KG 
Die Gesellschafterversammlung der SWD Städt. Wohnungsgesellschaft Düsseldorf mbH & Co. KG hat am 04./11. Juli 2019 den vom Aufsichtsrat 
am 03. Juli 2019 festgestellten Jahresabschluss zum 31.12.2018 mit Lagebericht zur Kenntnis genommen und beschlossen, den Bilanzgewinn 2018 
in Höhe von 1.471.342,44 € den Gewinnrücklagen gemäß § 272 Abs. 3 HGB zuzuführen. 

Jahresabschluss und Lagebericht liegen im Verwaltungsgebäude in Düsseldorf, Witzelstraße 54/56, zur Einsichtnahme aus. 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes beauftragte Deloitte Deutsche Baurevision GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
hat am 17. Juni 2019 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES 
UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die SWD Städt. Wohnungsgesellschaft Düs­
seldorf mbH & Co. KG, Düsseldorf 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der SWD Städt. 
Wohnungsgesellschaft Düsseldorf mbH & Co. 
KG, Düsseldorf, – bestehend aus der Bilanz zum 
31. Dezember 2018 und der Gewinn- und Ver­
lustrechnung für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 sowie dem 
Anhang, einschließlich der Darstellung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – 
geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebe­
richt der SWD Städt. Wohnungsgesellschaft 
Düsseldorf mbH & Co. KG, Düsseldorf, für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2018 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
– entspricht der beigefügte Jahresabschluss in 

allen wesentlichen Belangen den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften und Personenhan­
delsgesellschaften im Sinne des § 264a HGB 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 
und vermittelt unter Beachtung der deut­
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch­
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezem­
ber 2018 sowie ihrer Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. 
Dezember 2018 und 

–	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insge­
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chan­
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären 
wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendun­
gen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahres­
abschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus­
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut­
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss­
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist 
im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss­
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver­
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von 
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim­
mung mit den deutschen handelsrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen. 
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Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
und des Aufsichtsrats für den Jahres
abschluss und den Lagebericht 

­

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich 
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften und 
Personenhandelsgesellschaften im Sinne des § 
264a HGB geltenden handelsrechtlichen Vor­
schriften in allen wesentlichen Belangen ent­
spricht, und dafür, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch­
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzli­
chen Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den 
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen – beab­
sichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind 
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, 
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach­
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver­
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs­
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter­
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei­
ten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver­
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe­
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab­
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetz­
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref­
fend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Ver­
treter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lage­
berichts in Übereinstimmung mit den anzuwen­
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht 
erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über­
wachung des Rechnungslegungsprozesses der 
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab­
schlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen 
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 

steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, 
der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an 
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü­
fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge­
führte Prüfung eine wesentliche falsche Darstel­
lung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön­
nen aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultie­
ren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn vernünftigerweise erwartet werden könn­
te, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lage­
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entschei­
dungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes 
Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

–	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken 
wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab­
sichtigter – falscher Darstellungen im Jahres­
abschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs­
nachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs­
urteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentli­
che falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtig­
te Unvollständigkeiten, irreführende Darstel­
lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 

–	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für 
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan­
ten internen Kontrollsystem und den für die 
Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkeh­
rungen und Maßnahmen, um Prüfungshand­
lungen zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht 
mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksam­
keit dieser Systeme der Gesellschaft abzuge­
ben. 

–	 beurteilen wir die Angemessenheit der von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver­
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre­
tern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben. 

–	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungs­
grundsatzes der Fortführung der Unterneh­
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh­
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 

Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe­
richt aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweili­
ges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir zie­
hen unsere Schlussfolgerungen auf der 
Grundlage der bis zum Datum unseres Bestä­
tigungsvermerks erlangten Prüfungsnachwei­
se. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenhei­
ten können jedoch dazu führen, dass die 
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann. 

–	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jah­
resabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhält­
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver­
mittelt. 

–	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts 
mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent­
sprechung und das von ihm vermittelte Bild 
von der Lage der Gesellschaft. 

–	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins­
besondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ablei­
tung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü­
fungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga­
ben sowie zu den zugrunde liegenden 
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver­
antwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ­
lich etwaiger Mängel im internen Kontroll­
system, die wir während unserer Prüfung fest­
stellen. 

Düsseldorf, den 17. Juni 2019 

Deutsche Baurevision GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft“ 

Düsseldorf, 15. Juli 2019 

SWD Städt. Wohnungsgesellschaft Düsseldorf 
mbH & Co. KG 
DIE GESCHÄFTSFÜHRUNG 

Dr. Heinrich Labbert 
Dr. Eva-Maria Illigen-Günther 
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Jahresabschluss der SWD Städt. Wohnungsbau-GmbH & Co. KG Düsseldorf 
Die Gesellschafterversammlung der SWD Städt. Wohnungsbau-GmbH & Co. KG Düsseldorf hat am 04.07.2019 den Jahresabschluss zum 31.12.2018 
mit Lagebericht festgestellt und beschlossen, den Jahresüberschuss von 2.138.537,91 € anteilig in Höhe von 1.069.268,96 € als entnahmefähigen 
Gewinn auf dem Darlehenskonto der Kommanditistin gemäß § 5 Abs. 6 des Gesellschaftsvertrages gutzuschreiben. Der verbleibende Jahresüberschuss 
in Höhe von 1.069.268,95 € wird auf neue Rechnung vorgetragen und auf dem Gewinnrücklagenkonto der Kommanditistin (Kapitalkonto III gemäß § 5 
Abs. 5 des Gesellschaftsvertrages) verbucht. 

Jahresabschluss und Lagebericht liegen im Verwaltungsgebäude in Düsseldorf, Witzelstraße 54/56, zur Einsichtnahme aus. 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes beauftragte Deloitte Deutsche Baurevision GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
hat am 17. Juni 2019 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES 
UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die SWD Städt. Wohnungsbau-GmbH & Co. 
KG Düsseldorf, Düsseldorf 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der SWD Städt. 
Wohnungsbau-GmbH & Co. KG Düsseldorf, 
Düsseldorf, – bestehend aus der Bilanz zum 
31. Dezember 2018 und der Gewinn- und Ver­
lustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Janu­
ar bis zum 31. Dezember 2018 sowie dem 
Anhang, einschließlich der Darstellung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – 
geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebe­
richt der SWD Städt. Wohnungsbau-GmbH & 
Co. KG Düsseldorf, Düsseldorf, für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem­
ber 2018 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

–	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in 
allen wesentlichen Belangen den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften und Personenhan­
delsgesellschaften im Sinne des § 264a HGB 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 
und vermittelt unter Beachtung der deut­
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch­
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezem­
ber 2018 sowie ihrer Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. 
Dezember 2018 und 

–	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insge­
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chan­
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, 
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab­
schlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus­
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut­

schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss­
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist 
im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss­
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver­
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von 
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim­
mung mit den deutschen handelsrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
und des Aufsichtsrats für den Jahresab
schluss und den Lagebericht 

­

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich 
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften und 
Personenhandelsgesellschaften im Sinne des § 
264a HGB geltenden handelsrechtlichen Vor­
schriften in allen wesentlichen Belangen ent­
spricht, und dafür, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch­
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzli­
chen Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den 
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen – beab­
sichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind 
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, 
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach­
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver­
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs­
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter­
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei­
ten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver­
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe­
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von 

der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab­
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetz­
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref­
fend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Ver­
treter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lage­
berichts in Übereinstimmung mit den anzuwen­
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht 
erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über­
wachung des Rechnungslegungsprozesses der 
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab­
schlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen 
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, 
der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an 
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü­
fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge­
führte Prüfung eine wesentliche falsche Darstel­
lung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön­
nen aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultie­
ren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn vernünftigerweise erwartet werden könn­
te, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lage­
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entschei­
dungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes 
Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 
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–	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken 
wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab­
sichtigter – falscher Darstellungen im Jahres­
abschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs­
nachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs­
urteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentli­
che falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtig­
te Unvollständigkeiten, irreführende Darstel­
lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 

–	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für 
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan­
ten internen Kontrollsystem und den für die 
Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkeh­
rungen und Maßnahmen, um Prüfungshand­
lungen zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht 
mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksam­
keit dieser Systeme der Gesellschaft abzuge­
ben. 

–	 beurteilen wir die Angemessenheit der von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver­
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre­
tern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben. 

–	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungs­
grundsatzes der Fortführung der Unterneh­
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh­
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe­
richt aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweili­
ges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir zie­
hen unsere Schlussfolgerungen auf der 
Grundlage der bis zum Datum unseres Bestä­
tigungsvermerks erlangten Prüfungsnachwei­
se. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenhei­
ten können jedoch dazu führen, dass die 
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann. 

–	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jah­
resabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhält­
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver­
mittelt. 

–	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts 
mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent­
sprechung und das von ihm vermittelte Bild 
von der Lage der Gesellschaft. 

–	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins­
besondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ablei­
tung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü­
fungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga­
ben sowie zu den zugrunde liegenden 
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver­
antwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ­
lich etwaiger Mängel im internen Kontrollsy­
stem, die wir während unserer Prüfung feststel­
len. 

Düsseldorf, den 17. Juni 2019 

Deutsche Baurevision GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft“ 

Düsseldorf, 15. Juli 2019 

SWD Städt. Wohnungsbau-GmbH & Co. KG 
Düsseldorf 
DIE GESCHÄFTSFÜHRUNG 

Dr. Heinrich Labbert 
Dr. Eva-Maria Illigen-Günther 
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